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Gestaltungsplan (ohne Mal3stab)

Stand: Entwurf, Juli 2019

.

lelefeld
76
1684 s ‘
. s :

&
‘ ema g~ Blele
‘ Flur
/ 717
T

W
T

W

P
.

Stand: Satzung; Juli 2020



A2 -2

Nutzungsplan (ohne Mal3stab, farbig)
Stand: Entwurf, Juli 2019
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Auswertung der Stellungnahmen aus der 6ffentlichen Auslegung
gemal 88 3 (2) BauGB

zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 111/3/102.00 und zur
251. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Bielefeld

Im Rahmen der &ffentlichen Auslegung der Planung (20.09.2019 — 21.10.2019) sind zu den
Zielen und Zwecken der Planung AulRerungen vorgebracht worden. Es liegen 10 schriftliche
Stellungnahmen von Birgern vor, die im Oktober 2019 bei der Stadt Bielefeld eingegangen

sind.

Im Folgenden sind die planungsrelevanten AuBerungen und Stellungnahmen der Biirger mit
der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dargestellt.

Lfd.

Nr.

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
Einwender, Datum
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme der Verwaltung

a)

Einwender 1,

Schreiben vom 20.10.2019
Einwender 2,

Schreiben vom 20.10.2019
Einwender 3,

Schreiben vom 20.10.2019
Einwender 8,

Schreiben vom 21.10.2019
Einwender 10,

Schreiben vom 21.10.2019
-> (Stellungnahmen im Wortlaut identisch)

zum Bebauungsplan

Der Bebauungsplan (BPlan) ist auf Neubau aus-
gelegt

Das Bestandsgebdude der PetristralBe 2 ist
Uberplant (s. Zeichnungen). Diese Zitate weisen
auf die préferierte Neubebauung hin: S. 8 -
.Nachverdichtung durch Neubebauung auf der
nordlichen Kante die zurzeit durch ein leerste-
hendes Gebaude gekennzeichnet ist", S.12 ,Die
geplante Eckbetonung im Kreuzungsbereich®;
auf S.15 ist eine recht detaillierte Beschreibung
von Gebauden die dem Bebauungsplan entspre-
chen wirden, es ist die Rede von Uberbaubaren
Flachen“; S.10 ,die neuen Hauser an der Pet-
ristraBe”. Das Baufenster WAl sieht 12
Wohneinheiten vor die dort entstehen sollen.
Das ist erstens fur 3 Hauser wenig. Zweitens ist
dort ein Bestandsgebéaude (PetristraBe 2). Auf
dem verbleibenden Baufenster kdnnten einer
Einschatzung nach ca. 7 Wohneinheiten reali-
siert werden. Wir fordern daher, dass die Pet-
ristrale 2 als Bestandsgebaude in den BPlan
Ubernommen wird und eine Angleichung auf 7
Wohneinheiten durch Neubauten ibernommen
wird.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass die Festsetzungen
des Bebauungsplans Nr. 111/3/102.00 im Ge-
gensatz zum rechtskraftigen Bebauungsplan
den Bestand und damit auch den Erhalt des
Gebaudes PetristraRe 2 planungsrechtlich si-
chern. Dies gilt unabhangig vom Wortlaut der
Begrindung und der grundsatzlich ange-
strebten Nachverdichtung.

Ein Bebauungsplan setzt lediglich die Rah-
menbedingungen fur eine langfristig sinnvolle
stadtebauliche Entwicklung und Ordnung. Ob
einzelne Gebaude erhalten werden, ist nicht
Regelungsbestandteil der verbindlichen Bau-
leitplanung, sondern liegt u.a. im Ermessen
der jeweiligen Eigentiimer. Insofern existiert
keine Erméachtigungsgrundlage fur die Fest-
setzung eines zwingenden Erhalts des Be-
standsgebéudes Petristrale 2 im Rahmen
der Bebauungsplanneuaufstellung. Eine
Rechtsgrundlage zur Bestandserhaltung des
Gebéaudes Petristrale 2 im Rahmen der Bau-
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b)

d)

Im Protokoll ,Auswertung der Stellungnahmen
aus den friihzeitigen Beteiligungsschritten - Er-
gebnis der Auswertung“ (im Folgenden ,das Pro-
tokoll*) wird mehrfach darauf hingewiesen, dass
durch den BPlan lediglich Md&glichkeiten der
Bebauung festgehalten werden. In dem BPlan
sind unter anderem freie Flachen mit ,mdgli-
chen” Neubauten eingezeichnet. Ab 2025 wird
die neue Grundsteuer fur unbebaute bebaubare
Grundstiicke allerdings so angepasst, dass fir
Besitzer*innen finanzieller Druck entsteht solche
Bauliicken zu schlieRen. ,Mdglichkeiten“ der
Bebauung ist in diesem Sinne eher eine leere
Phrase.

Zudem suggeriert der BPlan in Ganze er ware
ein vorhabenbezogener BPlan und nicht ein all-
gemeiner BPIan.

Rad-/FuRweqg

Die Umsetzung des Rad-/FuBweges hatte zur
Folge, dass Grundstiicksflache von anliegenden
Besitzer*innen (auch Interessierten am Kauf des
Grundstiicks PetristraBe 2) gekauft werden
missten. Dadurch entsteht eine Abhéangigkeit
der Stadt von besagten/r Grundstiicksinha-
ber*in, welche die unvoreingenommene Ver-
handlung mit anderen Interessent*innen verhin-
dert. Ein Durchgang konnte auch tber inoffizielle
Wegenutzung auf den Grundstiicken gewahr-
leistet werden. Dieses Vorhaben wird auch von
vielen HeckstraRenbewohner*innen praferiert.
Die Behauptung der Stadt in der Bezirksvertre-
tungssitzung Mitte am 13.06.19, die Anwoh-
ner*innen waren zur Entstehung eines Ful3/Rad-
weges befragt worden, ist in daher nicht nach-
vollziehbar.

Wir fordern daher, dass der Radweg nicht Be-
standteil des BPlans ist. Wenn ein Durchgang
weiterhin gewlinscht ist, soll dieser in Absprache
mit den Anwohnenden entstehen.

leitplanung wiirde vorliegen, wenn das Ge-
baude unter Denkmalschutz steht. Dies ist
hier nicht gegeben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Es wird darauf hingewiesen, dass steuer-
rechtliche Fragestellungen dieser Art nicht
Bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung
sind. Dass durch einen Bebauungsplan ledig-
lich der Rahmen vorgegeben wird, in dem
sich die Bebauung innerhalb des Geltungs-
bereiches hinsichtlich Art, MaR und Bauweise
entfalten kann, ist keine ,leere Phrase®, son-
dern eine Tatsache — unabhangig vom jewei-
ligen Grundsteuersatz.

Die Meinung wird zur Kenntnis genommen.
Es wird richtiggestellt, dass es sich bei der
Planung sowohl faktisch als auch inhaltlich
nicht um einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan handelt, sondern um einen Ange-
botsbebauungsplan. Es ist nicht ersichtlich,
inwiefern Gegensatzliches suggeriert wird,
zumal schon die Grundvoraussetzungen fir
das Vorliegen eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes fehlen (Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan, Durchfihrungsvertrag, Be-
grenzung des Geltungsbereiches auf ein kon-
kretes Vorhaben und die Flachen fur dessen
ErschlieBung). Bezliglich der Abgrenzung
zwischen einem Angebotsbebauungsplan
und einem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan wird auf § 12 BauGB verwiesen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass der geplante Ful3-
und Radweg auf einer Forderung des Amtes
fir Verkehr griindet, eine ,Stadt der kurzen
Wege" zu etablieren und die Erreichbarkeit
sowie Vernetzung des Quartiers zu verbes-
sern. Aus diesem Blickwinkel heraus ist der
geplante FuR- und Radweg stadtebaulich
zwingend erforderlich. An einer entsprechen-
den Festsetzung wird festgehalten. Der ge-
plante Verlauf der Wegeverbindung stellt auf-
grund der direkten Fuhrung von der Heck-
stral3e zur Petristral3e den geringstmdglichen
Eingriff in die bestehenden Eigentumsver-
haltnisse dar. Zudem liegt bei einer 6ffentli-
chen Verkehrsflache die Verkehrssiche-
rungspflicht bei der Stadt Bielefeld. Die zur
Umsetzung des Ful3- und Radweges erfor-
derlichen Grundstiicksgeschafte sind nicht
Gegenstand der verbindlichen Bauleitpla-
nung.
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e)

f)

)

Tiefgarage

Es stellt sich weiterhin die Frage: Wo sollen die
Autos der potenziellen Bewohner*innen besag-
ter ,neuer Hauser" hin? Es wird keine Zufahrts-
maoglichkeit im Bereich der Bushaltestelle Linie
23 geben (s. BPlan S. 10). Dies bedeutet, dass
keine Parkplatze hinter dem Haus mdglich sind.
Eine Tiefgarage ist also nicht ,nur méglich“, son-
dern auch notwendig, bei einer Beplanung des
Gebiets mit 3 Mehrfamilienhdusern, da Stell-
platze pro Wohneinheit garantiert werden miis-
sen (1 WE = 1 Stellplatz). Eine Einfahrt misste
aus mangelnden Alternativen im Hakenort loka-
lisiert sein. Laut Umweltbericht entstiinde keine
Larmemission durch die geplanten Bauten.
Diese Schlussfolgerung ist nicht nachvollzieh-
bar. Mit der Verkehrswende und dem angestreb-
ten Ziel einer Stadt mit weniger Autoverkehr ist
dieses Vorhaben dann ebenfalls nicht vereinbar.
Wir fordern eine neue diesbezugliche Uberpri-
fung durch das Umweltamt.

Nachverdichtung /= Neubauten!

Auf S. 8 heil3t es ,Das wesentliche Ziel der Auf-
stellung des Bebauungsplanes ,Wohnen Pet-
ristral3e/Hakenort" besteht darin, durch die Neu-
ausweisung von uberbaubaren Grundstiicksfla-
chen zum Zwecke einer Nachverdichtung des
Plangebietes der Wohnungsnachfrage in Biele-
feld Rechnung zu tragen.” Stattdessen sollte auf-
genommen werden, dass ,das Ziel der Aufstel-
lung dieses Bebauungsplanes darin besteht, im
Sinne der Nachverdichtung ginstige Wohnein-
heiten mit Gruppennutzungskonzept entstehen
zu lassen”. Es sollte deshalb auch festgehalten
werden, dass ,der Kaufer oder die Kauferin, die
die glnstigsten Mieten garantiert den Zuschlag
bekommt".

In diesem Zuge geben wir zu bedenken, dass
laut Plan auf dem Gebiet der Petristral3e 2 und
dem angrenzenden Gebiet 11-14 neue
Wohneinheiten entstehen sollen (S. 8, Abschnitt
4.4). Im Sinne einer Nachverdichtung kénnten
auch mit dem Erhalt der Petristral3e 2 und einem
zuséatzlichen Neu- bzw. Anbau dieser Rahmen
eingehalten werden. Beispielsweise Uber 6
Wohneinheiten in der Petristrae 2 und 6 weite-
ren in einem potenziellen An- oder Neubau. So-
mit ware ein Erhalt der Petristra3e 2 nicht weni-
ger im Sinne der Nachverdichtung als der im Be-
bauungsplan vorgesehene Neubau. Wir fordern
eine neue Errechnung der Zielsetzung von

Die Anregung wurde bereits bertcksich-
tigt. Im Rahmen der Beteiligung gemaf
§ 4 (2) BauGB erfolgte eine erneute Uberprii-
fung der Planung durch das Umweltamt. Be-
denken oder Anregungen beziglich der
Larmemissionen durch eine Tiefgarage wur-
den in diesem Zusammenhang nicht vorge-
bracht.

Es wird darauf hingewiesen, dass aus der
Stellungnahme von Einwender 1 nicht her-
vorgeht, in welchen Punkten genau die
Schlussfolgerungen des Umweltberichtes
nicht nachvollziehbar sein sollen.

Weiterhin ist nicht ersichtlich, warum die Pla-
nung bei dem Bau einer Tiefgarage bzw. ei-
ner entsprechenden Einfahrt an der StralRe
»-Hakenort* nicht mit dem Ziel einer Stadt mit
weniger Autoverkehr vereinbar sein sollte.
Wie vom Einwender selbst dargelegt, muss
eine bestimmte Anzahl an Stellplatzen pro
Wohneinheit nachgewiesen werden - unab-
hangig davon, ob diese Anzahl im Rahmen
von Tiefgaragenstellplatzen oder oberirdi-
schen Stellplatzen umgesetzt wird.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Am gesetz-
ten Planungsziel wird festgehalten. Es wird in
diesem Zusammenhang auch darauf hinge-
wiesen, dass sich in einem Angebotsbebau-
ungsplans weder ,gunstige Wohneinheiten
mit Gruppennutzungskonzept“ noch eine
Kopplung der Grundstiicksgeschéafte an ga-
rantierte gunstige Mieten verbindlich festset-
zen lassen und demnach beide Vorschlage
keine adaquaten Planungsziele darstellen.
Die zulassigen Regelungsinhalte eines Be-
bauungsplans gem. § 9 (1) BauGB umfassen
keine solch spezifischen Festsetzungen der
Wohnraumorganisation und ermdglichen
keine unmittelbare Beeinflussung von Markt-
mechanismen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird
keine neue Errechnung der Zielsetzung von
Wohneinheiten im Zusammenhang mit dem
Erhalt der PetristraRe 2 vorgenommen. In
diesem Zusammenhang wird darauf hinge-
wiesen, dass der Gestaltungsplan ein Kon-
zept ist, welches keine Rechtskraft entfaltet.
Er stellt lediglich eine von vielen Mdglichkei-
ten fur die Umsetzung der geplanten Festset-
zungen dar. Im vorliegenden Fall ist die Op-
tion ,Nachverdichtung durch Neubau“ bei-
spielhaft dargestellt und hinsichtlich der um-
setzbaren Wohneinheiten durchgerechnet.
Ausgangspunkt fir den Vorentwurf des Ge-
staltungsplanes sind allein stadtebauliche

Stand: Satzung; Juli 2020
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h)

Wohneinheiten im Zusammenhang mit dem Er-
halt der Petristrale 2 (siehe Abschnitt 1).

Eine hdhere Zahl geschaffener Wohneinheiten
garantiert aulerdem nicht eine gleichermalRen
héhere Anzahl an dort wohnenden Menschen,
da die Bewohner*innenzahl von Wohneinheiten
nicht festgelegt ist. So kann durch ein Nutzungs-
konzept eines Hauses Wohnraum fiir mehr Men-
schen geschaffen werden, als es offizielle
Wohneinheiten hat. Beispielsweise durch WG-
artige Zusammenschlisse leben mehr Men-
schen in einer Wohneinheit als bei einer klassi-
schen Nutzung einer 4 Zimmerwohnung durch
eine 3-kdpfige Familie/Einzelpersonen/Paare/
etc. Wir fordern daher eine Klausel, dass der Bau
einer Gruppenwohnung praferiert wird.

Sozialer Wohnungsbau

Auf Seite 8 und 9 im BPlan ist festgehalten, dass
die langfristige Sicherung von bezahlbarem
Mietwohnungsraum im Sinne der Beschlusslage
vom Rat der Stadt Bielefeld vom 25.06.2015 und
11.07.2016 durch einen ,erganzenden Vertrag
zwischen dem Investor und der Stadt Bielefeld
geregelt werden soll“. Diese Regelung garantiert
keineswegs die Entstehung von sozial geforder-
tem Wohnraum. Es gibt keine Sicherheit, dass
dieser Beschluss in einem solchen Vertrag auch
zur Anwendung kommt. Wir fordern daher eine
im BPlan ausformulierte Festlegung der Entste-
hung von 25 % sozial gefoérdertem Wohnraum,
wie es der Beschluss vorsieht.

Uberlegungen.

Der Bebauungsplan wiederum ermdéglicht
hinsichtlich seiner Festsetzungen grundsatz-
lich auch den Erhalt des Gebaudes ,Pet-
ristralRe 2“. Es wird darauf hingewiesen, dass
die Festsetzungen im Gegensatz zum rechts-
kraftigen Bebauungsplan den Bestand pla-
nungsrechtlich sichern. Der Bebauungsplan
setzt damit die Rahmenbedingungen fir
eine langfristig sinnvolle stadtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung. Ob einzelne Ge-
baude erhalten werden, ist nicht Regelungs-
bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung,
sondern liegt u.a. im Ermessen der jeweiligen
Eigentiimer.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Hin-
weise werden zur Kenntnis genommen. Die
erlauterten Nutzungskonzepte sind jedoch,
ungeachtet der mit ihnen verbundenen Po-
tenziale, nicht Regelungsbestandteil der ver-
bindlichen Bauleitplanung. Es existiert keine
Erméchtigungsgrundlage fiir die Festsetzung
in einem Bebauungsplan, dass der Bau einer
Gruppenwohnung praferiert wird.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass es keine Erméchti-
gungsgrundlage fur die Festsetzung der Um-
setzung von 25 % sozial geférdertem Wohn-
raum in einem Bebauungsplan gibt. Deshalb
kann die Einhaltung der Quote lediglich ei-
nem ergédnzenden Vertrag zwischen dem In-
vestor und der Stadt Bielefeld geregelt wer-
den.

Stand: Satzung; Juli 2020




A2 -7

b)

Einwender 4,
Schreiben vom 20.10.2019

zum Bebauungsplan

Unter dem Punkt 4.2 ,Belange des Verkehrs*
Unterpunkt ,Fu3ganger und Radfahrer wird das
Ziel gesetzt eine Anbindung von der Heckstral3e
in die Petristral3e zu schaffen. Ich bitte Sie den
Absatz um die Moglichkeit eines Privatweges zu
ergénzen oder den Absatz zu streichen. In der
jetzigen Form findet der Weg bei der Anwohner-
schaft im Planungsgebiet keine Akzeptanz. In
dem moglichst viele Optionen offengehalten
werden, lasst sich spater leichter ein Kompro-
miss finden.

Des Weiteren mochte ich Sie darauf hinweisen,
dass das Flurstick (Haus) Hakenort 42 (inklu-
sive Garten) dieses Jahr, mehreren Mauerseg-
lern sowie anderen Vogelarten als Nistplatz ge-
dient hat. Der Gartenbereich wird den Sommer
Uber taglich von Fledermausen zur Dammerung
angeflogen, den bisherigen Beobachtungen
nach kann es sich um die jeweils gleichen Tiere
handeln, die in diesem Areal ihr tradiertes Jagd-
gebiet haben. Meiner Ansicht nach wére es an-
gebracht, den Gartenbereich (Baumbestand,
Wildhecken etc.) nach Mdglichkeit in gro3en Tei-
len zu erhalten oder nur langsam zu verandern,
um die in dem Gebiet lebenden Arten nicht zu
gefahrden.

Der Bebauungsplan (BPIan) ist auf Neubau
ausgeleqgt

Das Bestandsgebdude der PetristralBe 2 ist
Uberplant (s. Zeichnungen). Diese Zitate weisen
auf die préaferierte Neubebauung hin: S. 8 -
.Nachverdichtung durch Neubebauung auf der
nordlichen Kante die zurzeit durch ein leerste-
hendes Gebaude gekennzeichnet ist", S.12 ,Die
geplante Eckbetonung im Kreuzungsbereich®;
auf S.15 ist eine recht detaillierte Beschreibung
von Gebauden die dem Bebauungsplan entspre-
chen wirden, es ist die Rede von tUberbaubaren
Flachen“; S.10 ,die neuen Hauser an der Pet-
ristrale“. Das Baufenster WALl sieht 12
Wohneinheiten vor die dort entstehen sollen.
Das ist erstens fur 3 Hauser wenig. Zweitens ist
dort ein Bestandsgebéaude (PetristraBe 2). Auf
dem verbleibenden Baufenster kdnnten einer
Einschatzung nach ca. 7 Wohneinheiten reali-
siert werden. Wir fordern daher, dass die Pet-
ristrale 2 als Bestandsgebaude in den BPlan
Ubernommen wird und eine Angleichung auf 7

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass der geplante Ful3-
und Radweg auf einer Forderung des Amtes
fur Verkehr grindet, eine ,Stadt der kurzen
Wege" zu etablieren. Aus diesem Blickwinkel
heraus ist der geplante Fu3- und Radweg
stadtebaulich zwingend erforderlich. Ein Pri-
vatweg wirde diesem Ziel nicht gerecht wer-
den. Zudem liegt bei einer 6ffentlichen Ver-
kehrsflache die Verkehrssicherungspflicht
bei der Stadt Bielefeld.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Im laufenden Verfahren wurde ein arten-
schutzrechtlicher Fachbetrag (Mestermann:
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Neu-
aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
[11/3/102.00. Warstein-Hirschberg, Mai 2019.)
erarbeitet, um die Belange des Artenschut-
zes angemessen zu berlcksichtigen. Unter-
sucht wurden dabei auch die Besténde der
genannten Vogelarten sowie Flederméause.
Das entsprechende Gutachten hat zum Er-
gebnis, dass die Neuaufstellung des Bebau-
ungsplanes unter der Beachtung von spezifi-
schen, im Gutachten aufgefuhrten, Vermei-
dungsmalinahmen keine planungsrelevan-
ten Tierarten beeintrachtigt. Die Vermei-
dungsmaflinahmen wurden als Festsetzung
in den Entwurf des Bebauungsplanes aufge-
nommen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass die Festsetzungen
des Bebauungsplans Nr. 111/3/102.00 im Ge-
gensatz zum rechtskraftigen Bebauungsplan
den Bestand und damit auch den Erhalt des
Gebaudes PetristraRe 2 planungsrechtlich si-
chern. Dies gilt unabhangig vom Wortlaut der
Begrindung und der grundséatzlich ange-
strebten Nachverdichtung.

Ein Bebauungsplan setzt lediglich die Rah-
menbedingungen fur eine langfristig sinnvolle
stadtebauliche Entwicklung und Ordnung. Ob
einzelne Geb&ude erhalten werden, ist nicht
Regelungsbestandteil der verbindlichen Bau-
leitplanung, sondern liegt u.a. im Ermessen
der jeweiligen Eigentumer. Insofern existiert
keine Erméachtigungsgrundlage fir die Fest-
setzung eines zwingenden Erhalts des Be-
standsgebéudes Petristrale 2 im Rahmen
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d)

f)

Wohneinheiten durch Neubauten Gbernommen
wird.

Im Protokoll ,Auswertung der Stellungnahmen
aus den friihzeitigen Beteiligungsschritten - Er-
gebnis der Auswertung” (im Folgenden ,das Pro-
tokoll*) wird mehrfach darauf hingewiesen, dass
durch den BPlan lediglich Md&glichkeiten der
Bebauung festgehalten werden. In dem BPlan
sind unter anderem freie Flachen mit ,mdgli-
chen“ Neubauten eingezeichnet. Ab 2025 wird
die neue Grundsteuer fir unbebaute bebaubare
Grundstuicke allerdings so angepasst, dass fur
Besitzer*innen finanzieller Druck entsteht solche
Baulicken zu schlieRen. ,Mdglichkeiten“ der
Bebauung ist in diesem Sinne eher eine leere
Phrase.

Zudem suggeriert der BPlan in Ganze er ware
ein vorhabenbezogener BPlan und nicht ein all-
gemeiner BPlan.

Rad-/FuBweg

Die Umsetzung des Rad-/FuBweges héatte zur
Folge, dass Grundsticksflache von anliegenden
Besitzer*innen (auch Interessierten am Kauf des
Grundstiicks PetristraBe 2) gekauft werden
mussten. Dadurch entsteht eine Abhé&ngigkeit
der Stadt von besagten/r Grundstiicksinha-
ber*in, welche die unvoreingenommene Ver-
handlung mit anderen Interessent*innen verhin-
dert. Ein Durchgang konnte auch tber inoffizielle
Wegenutzung auf den Grundsticken gewahr-
leistet werden. Dieses Vorhaben wird auch von
vielen HeckstraRenbewohner*innen praferiert.
Die Behauptung der Stadt in der Bezirksvertre-
tungssitzung Mitte am 13.06.19, die Anwoh-
ner*innen waren zur Entstehung eines Ful3/Rad-
weges befragt worden, ist in daher nicht nach-
vollziehbar.

Wir fordern daher, dass der Radweg nicht Be-
standteil des BPlans ist. Wenn ein Durchgang
weiterhin gewiinscht ist, soll dieser in Absprache
mit den Anwohnenden entstehen.

der Bebauungsplanneuaufstellung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Es wird darauf hingewiesen, dass steuer-
rechtliche Fragestellungen dieser Art nicht
Bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung
sind. Dass durch einen Bebauungsplan ledig-
lich der Rahmen vorgegeben wird, in dem
sich die Bebauung innerhalb des Geltungs-
bereiches hinsichtlich Art, Mal3 und Bauweise
entfalten kann und damit Mdglichkeiten der
Bebauung festgehalten werden, ist keine
sleere Phrase®, sondern eine Tatsache — un-
abhéangig vom jeweiligen Grundsteuersatz.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen,
die Ansicht aber nicht geteilt. Es wird richtig-
gestellt, dass es sich bei der Planung sowohl
faktisch als auch inhaltlich nicht um einen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan han-
delt, sondern um einen Angebotsbebauungs-
plan. Es ist nicht ersichtlich, inwiefern Gegen-
satzliches suggeriert wird, zumal schon die
Grundvoraussetzungen fur das Vorliegen ei-
nes vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
fehlen (Vorhaben- und ErschlieBungsplan,
Durchfuhrungsvertrag, Begrenzung des Gel-
tungsbereiches auf ein konkretes Vorhaben
und die Flachen fir dessen ErschlieBung).
Bezlglich der Abgrenzung zwischen einem
Angebotsbebauungsplan und einem vorha-
benbezogenen Bebauungsplan wird auf § 12
BauGB verwiesen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass der geplante Ful3-
und Radweg auf einer Forderung des Amtes
fur Verkehr griindet, eine ,Stadt der kurzen
Wege" zu etablieren und die Erreichbarkeit
sowie Vernetzung des Quartiers zu verbes-
sern. Aus diesem Blickwinkel heraus ist der
geplante FuRR- und Radweg stédtebaulich
zwingend erforderlich. An einer entsprechen-
den Festsetzung wird festgehalten. Der ge-
plante Verlauf der Wegeverbindung stellt auf-
grund der direkten Fuhrung von der Heck-
stral3e zur Petristral3e den geringstmdglichen
Eingriff in die bestehenden Eigentumsver-
haltnisse dar. Zudem liegt bei einer 6ffentli-
chen Verkehrsflache die Verkehrssiche-
rungspflicht bei der Stadt Bielefeld. Die zur
Umsetzung des Ful3- und Radweges erfor-
derlichen Grundstiicksgeschéafte sind nicht
Gegenstand der verbindlichen Bauleitpla-
nung.
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Tiefgarage

Es stellt sich weiterhin die Frage: Wo sollen die
Autos der potenziellen Bewohner*innen besag-
ter ,neuer Hauser" hin? Es wird keine Zufahrts-
maoglichkeit im Bereich der Bushaltestelle Linie
23 geben (s. BPlan S. 10). Dies bedeutet, dass
keine Parkplatze hinter dem Haus mdglich sind.
Eine Tiefgarage ist also nicht ,nur mdglich“, son-
dern auch notwendig, bei einer Beplanung des
Gebiets mit 3 Mehrfamilienhdusern, da Stell-
platze pro Wohneinheit garantiert werden miis-
sen (1 WE = 1 Stellplatz). Eine Einfahrt misste
aus mangelnden Alternativen im Hakenort loka-
lisiert sein. Laut Umweltbericht entstiinde keine
Larmemission durch die geplanten Bauten.
Diese Schlussfolgerung ist nicht nachvollzieh-
bar. Mit der Verkehrswende und dem angestreb-
ten Ziel einer Stadt mit weniger Autoverkehr ist
dieses Vorhaben dann ebenfalls nicht vereinbar.
Wir fordern eine neue diesbezugliche Uberpri-
fung durch das Umweltamt.

Nachverdichtung /= Neubauten!

Auf S. 8 heil3t es ,Das wesentliche Ziel der Auf-
stellung des Bebauungsplanes ,Wohnen Pet-
ristral3e/Hakenort" besteht darin, durch die Neu-
ausweisung von uberbaubaren Grundstiicksfla-
chen zum Zwecke einer Nachverdichtung des
Plangebietes der Wohnungsnachfrage in Biele-
feld Rechnung zu tragen.” Stattdessen sollte auf-
genommen werden, dass ,das Ziel der Aufstel-
lung dieses Bebauungsplanes darin besteht, im
Sinne der Nachverdichtung ginstige Wohnein-
heiten mit Gruppennutzungskonzept entstehen
zu lassen”. Es sollte deshalb auch festgehalten
werden, dass ,der Kaufer oder die Kauferin, die
die glnstigsten Mieten garantiert den Zuschlag
bekommt".

In diesem Zuge geben wir zu bedenken, dass
laut Plan auf dem Gebiet der Petristral3e 2 und
dem angrenzenden Gebiet 11-14 neue Wohn-
einheiten entstehen sollen (S. 8, Abschnitt 4.4).
Im Sinne einer Nachverdichtung kdnnten auch
mit dem Erhalt der Petristrale 2 und einem zu-
satzlichen Neu- bzw. Anbau dieser Rahmen ein-
gehalten werden. Beispielsweise Uber 6
Wohneinheiten in der Petristrae 2 und 6 weite-
ren in einem potenziellen An- oder Neubau. So-
mit ware ein Erhalt der Petristra3e 2 nicht weni-
ger im Sinne der Nachverdichtung als der im Be-
bauungsplan vorgesehene Neubau. Wir fordern
eine neue Errechnung der Zielsetzung von
Wohneinheiten im Zusammenhang mit dem Er-
halt der Petristral3e 2 (siehe Abschnitt 1).

Die Anregung wurde bereits bertcksich-
tigt. Im Rahmen der Beteiligung geméaR § 4
(2) BauGB erfolgte eine erneute Uberpriifung
der Planung durch das Umweltamt. Beden-
ken oder Anregungen bezlglich der Larm-
emissionen durch eine Tiefgarage wurden in
diesem Zusammenhang nicht vorgebracht.
Es wird darauf hingewiesen, dass aus der
Stellungnahme von Einwender 4 nicht her-
vorgeht, in welchen Punkten genau die
Schlussfolgerungen des Umweltberichtes
nicht nachvollziehbar sein sollen.

Weiterhin ist nicht ersichtlich, warum die Pla-
nung bei dem Bau einer Tiefgarage bzw. ei-
ner entsprechenden Einfahrt an der StralRe
»-Hakenort* nicht mit dem Ziel einer Stadt mit
weniger Autoverkehr vereinbar sein sollte.
Wie vom Einwender selbst dargelegt, muss
eine bestimmte Anzahl an Stellplatzen pro
Wohneinheit nachgewiesen werden - unab-
hangig davon, ob diese Anzahl im Rahmen
von Tiefgaragenstellplatzen oder oberirdi-
schen Stellplatzen umgesetzt wird.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Am gesetz-
ten Planungsziel wird festgehalten. Es wird in
diesem Zusammenhang auch darauf hinge-
wiesen, dass sich in einem Angebotsbebau-
ungsplans weder ,gunstige Wohneinheiten
mit Gruppennutzungskonzept” noch eine
Kopplung der Grundstiicksgeschéafte an ga-
rantierte gunstige Mieten verbindlich festset-
zen lassen und demnach beide Vorschlage
keine adaquaten Planungsziele darstellen.
Die zulassigen Regelungsinhalte eines Be-
bauungsplans gem. § 9 (1) BauGB umfassen
keine solch spezifischen Festsetzungen der
Wohnraumorganisation und ermdglichen
keine unmittelbare Beeinflussung von Markt-
mechanismen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird
keine neue Errechnung der Zielsetzung von
Wohneinheiten im Zusammenhang mit dem
Erhalt der PetristraRe 2 vorgenommen. In
diesem Zusammenhang wird darauf hinge-
wiesen, dass der Gestaltungsplan ein Kon-
zept ist, welches keine Rechtskraft entfaltet.
Er stellt lediglich eine von vielen Mdglichkei-
ten fur die Umsetzung der geplanten Festset-
zungen dar. Im vorliegenden Fall ist die Op-
tion ,Nachverdichtung durch Neubau“ bei-
spielhaft dargestellt und hinsichtlich der um-
setzbaren Wohneinheiten durchgerechnet.
Ausgangspunkt fir den Vorentwurf des Ge-
staltungsplanes sind allein stadtebauliche
Uberlegungen.
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Eine hohere Zahl geschaffener Wohneinheiten
garantiert aulRerdem nicht eine gleichermalRen
héhere Anzahl an dort wohnenden Menschen,
da die Bewohner*innenzahl von Wohneinheiten
nicht festgelegt ist. So kann durch ein Nutzungs-
konzept eines Hauses Wohnraum fiir mehr Men-
schen geschaffen werden, als es offizielle
Wohneinheiten hat. Beispielsweise durch WG-
artige Zusammenschlisse leben mehr Men-
schen in einer Wohneinheit als bei einer klassi-
schen Nutzung einer 4 Zimmerwohnung durch
eine 3-kopfige Familie/Einzelpersonen/Paare/
etc. Wir fordern daher eine Klausel, dass der Bau
einer Gruppenwohnung préaferiert wird.

Sozialer Wohnungsbau

Auf Seite 8 und 9 im BPlan ist festgehalten, dass
die langfristige Sicherung von bezahlbarem
Mietwohnungsraum im Sinne der Beschlusslage
vom Rat der Stadt Bielefeld vom 25.06.2015 und
11.07.2016 durch einen ,erganzenden Vertrag
zwischen dem Investor und der Stadt Bielefeld
geregelt werden soll“. Diese Regelung garantiert
keineswegs die Entstehung von sozial geférder-
tem Wohnraum. Es gibt keine Sicherheit, dass
dieser Beschluss in einem solchen Vertrag auch
zur Anwendung kommt. Wir fordern daher eine
im BPlan ausformulierte Festlegung der Entste-
hung von 25 % sozial geférdertem Wohnraum,
wie es der Beschluss vorsieht.

Der Bebauungsplan wiederum ermdéglicht
hinsichtlich seiner Festsetzungen grundsatz-
lich auch den Erhalt des Gebaudes ,Pet-
ristralRe 2“. Es wird darauf hingewiesen, dass
die Festsetzungen im Gegensatz zum rechts-
kraftigen Bebauungsplan den Bestand pla-
nungsrechtlich sichern. Der Bebauungsplan
setzt damit die Rahmenbedingungen fir
eine langfristig sinnvolle stadtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung. Ob einzelne Ge-
baude erhalten werden, ist nicht Regelungs-
bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung,
sondern liegt u.a. im Ermessen der jeweiligen
Eigentiimer.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Hin-
weise werden zur Kenntnis genommen. Die
erlauterten Nutzungskonzepte sind jedoch,
ungeachtet der mit ihnen verbundenen Po-
tenziale, nicht Regelungsbestandteil der ver-
bindlichen Bauleitplanung. Es existiert keine
Erméchtigungsgrundlage fiir die Festsetzung
in einem Bebauungsplan, dass der Bau einer
Gruppenwohnung préaferiert wird.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass es keine Ermachti-
gungsgrundlage fur die Festsetzung der Um-
setzung von 25 % sozial geférdertem Wohn-
raum in einem Bebauungsplan gibt. Deshalb
kann die Einhaltung der Quote lediglich ei-
nem erganzenden Vertrag zwischen dem In-
vestor und der Stadt Bielefeld geregelt wer-
den.
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Einwender 5,
Schreiben vom 14.10.2019

zum Bebauungsplan und zur FNP-Anderung

Es wird angefragt, ob Flurstick 1807 von der
Stadt erworben und dadurch die damit verbun-
den Flachen weiterhin als Parkflache genutzt
werden kdnnen.

Auf der im Vorfeld von der Stadt anberaumten
offentlichen Sitzung wurde u.a. auch ein geplan-
ter Fahrradweg eingebracht. Wir haben, auf-
grund vielfacher, negativer Erfahrungen mit Kin-
dern und Jugendlichen aus der Nachbarschaft,
welche unbeaufsichtigt schon mehrfach unsere
Fahrzeuge und anderen Privatbesitz beim Spie-
len beschadigt haben, vielleicht auch nicht unbe-
dingt mit Vorsatz, erhebliche, versicherungs-
technische Bedenken gegeniber einem, fir die
Offentlichkeit freigegebenen Durchgang zwi-
schen Petri- und HeckstraRe. Die Zufahrts-
stral3e, bei der es sich um eine ausgewiesene
Sackgasse handelt, erweckt, wahrscheinlich auf-
grund der geringen Breite, den Eindruck einer
SpielstralRe, in der man ungehindert Fahrrad fah-
ren und Fuf3ball spielen kann. Auf den Rechnun-
gen zur Beseitigung der Schrammen und Beulen

Es wird vorab darauf hingewiesen, dass Flur-
stiick 1807 nicht existiert. Die Stellungnahme
von Einwender 5 nimmt Bezug auf die inner-
halb des Plangebietes liegenden Flachen von
Flurstiick 2148 (Parkplatz nordwestlich des
Ubergangs von der HeckstraRe zur Liebig-
stral3e).

Im Zusammenhang mit der Frage, ob die da-
mit verbundenen Flachen weiterhin als Park-
flache genutzt werden koénnen, fand am
29.01.2020 ein Erérterungstermin mit den be-
troffenen Grundstiickseigentiimern an der
Heckstral3e statt. Dieser Termin diente dem
Zweck, vor dem Hintergrund der komplexen
Eigentimer- und Besitzersituation die zu-
kunftige Nutzung dieser Flachen zu klaren.
Hierzu wurde seitens der Verwaltung eine po-
tenzielle Neuordnung der Stellplatze vorge-
stellt und mit allen Anwesenden diskutiert.
Der Erérterungstermin hatte zum Ergebnis,
dass die Flachen im Bebauungsplan als 6f-
fentliche Verkehrsflache (westlicher Rand)
und als private Verkehrsflache der Zweckbe-
stimmung ,Stellplatzflache* (&stlicher Teil)
festgesetzt werden. Die Stellplatzflachen
kénnen von den Anliegern abschlieRend er-
worben werden. Insofern wird weiterhin die
Méglichkeit bestehen, die besagten Flachen
als Parkflache zu nutzen. Zudem kénnen auf
den dann privaten Stellplatzflachen Carports
unter Beachtung eines Mindestabstandes
von 3,00 m zur offentlichen Verkehrsflache
zugelassen werden.

Der Anregung wird gefolgt.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men, die Bedenken aber nicht geteilt. Mit ei-
ner erheblichen Steigerung der Anzahl der
Ordnungswidrigkeiten und Sachbeschadi-
gungen in der ndheren Umgebung aufgrund
des Ful3- und Radwegs ist nicht zu rechnen.
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rah-
men der erhthten soziale Kontrolle durch
Durchgangsverkehr und verlangerte Sicht-
achsen (im Gegensatz zu einer schlecht ein-
sehbaren Sackgasse) eher von einer erhoh-
ten Sicherheit auszugehen ist. Weitergehen-
de kriminalpréaventive MaRnahmen und die
Verhinderung von Ordnungswidrigkeiten sind
nicht Regelungsbestandteil der verbindlichen
Bauleitplanung.

Mit einer Beeintrachtigung der Verkehrssi-
cherheit durch den Ful3- und Radweg ist auf-
grund des geringen Verkehrsaufkommens
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an den Fahrzeugen sind wir dann hangen geblie- | und den niedrigen méglichen Geschwindig-
ben. keiten auf der zuklnftigen 6ffentlichen Ver-
In diesem Wohngebiet gibt es einige Spiel- und | kehrsflache (Westen Flurstiick 2148) und der
FuRballplatze, und es ist uns mittlerweile gelun- | Sackgassensituation nicht zu rechnen.

gen, bei den Eltern und Kindern ein Umdenken
herbeizufiihren, dies Platze auch zu nutzen, und
nicht unsere Zufahrt.

Der geplante Fahrradweg wird die 0.g. Probleme
durch die Nutzung von FuRgéngern und Radfah-
rern extrem verstarken. Auch jetzt haben wir
schon Arger mit den Hinterlassenschaften von
Hunden und u.a., deren Besitzern, die unsere
angelegte Grinflache als Klo benutzen.
Dadurch, dass es keinen Durchgang gibt, halt
sich das aber noch in Grenzen. Das wirde sich
natirlich dann extrem andern. Schmierereien an
den Hausern, weggeworfener Mull und, durch
das Rangieren mit den Autos auf der Zufahrts-
stral3e, mit Sicherheit auftretende Kollisionen mit
FuRgéangern, Roller- und Fahrradfahrern. Wir
wirden gerne den Charakter unserer Zufahrts-
stralle erhalten und moéchten Sie hiermit ein-
dringlich bitten, unserer Bedenken bei der Pla-
nung miteinzubeziehen.
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Einwender 6,
Schreiben vom 18.10.2019

zum Bebauungsplan

Es wird beflrchtet, dass die im Nutzungsplan
des Plangebiets ,Wohnen Petristr./Hakenort" als
schitzenswerter Baum gekennzeichneten abge-
storbenen Koniferen irgendwann umfallen kénn-
ten. Ein Baumstamm scheint schon relativ hoch
oben abgesagt worden zu sein und die Aste wur-
den entfernt.

Laut Nutzungsplan soll der Fahrradweg tber das
gegenuber dem Haus Heckstr. 8 liegende Privat-
verkehr-Grundstick geleitet werden. Auf diesem
Grundstiick hat der entsprechende Eigentiimer
auf seine eigenen Kosten zwei Pkw-Parkplatze
anlegen lassen. Fur diesen Eigentimer sind
diese Stellplatze sehr wichtig, da er sonst vor
seinem Haus keine Mdglichkeit hat, einen Stell-
platz anzulegen, da das Vorgartengrundstiick
bei den ersten Hausern der Sackgasse schon zu
schmal fur einen Stellplatz geworden ist. Wie ist
das geplant — soll dieser Eigentimer fir die von
ihm getétigten Investitionskosten dann Scha-
denersatz erhalten oder wirde die Stadt ihm
neue Stellplatze weiter hinten auf dem Privatver-
kehr-Grundstiick anlegen? (Nach der jetzigen
Planung scheint mir dann nur noch Platz fur ma-
ximal einen Parkplatz, weiter hinten zum BGW-
Héauserblock Liebigstr. hin, zu sein.)

Die Bische im hinteren Bereich des Privatver-
kehr-Grundstuicks wiederum sollten als Zuflucht
fur Igel und andere Tiere erhalten bleiben sowie
weiterhin als Aufstellplatz fir ein Insektenhotel
dienen.

Unter den Eigentiimern ist es auf der Versamm-
lung der Eigentiimer mit dem Bautrager vor 20
Jahren so geregelt worden, dass jeder Eigenti-
mer fur das Grundstiick zustandig ist, es versi-
chert und bewirtschaftet, das gegeniiber seinem
Haus liegt. Die im ,Gestaltungsplan“ an die
Grundstlicksgrenze zum benachbarten Hauser-
block Liebigstral’e eingezeichneten Parkplatze
sind ja ubrigens in Wirklichkeit gar nicht dort,
sondern weiter vorgeriickt direkt am Rand der
Privatstralle — da wo in lhrem Plan die Park-
platze eingezeichnet sind (das direkt an den
BGW-Hauserblock in der Liebigstrale angren-
zenden und durch einen Zaun abgetrennte Ge-
biet) ist der Boden von den Anliegern der Heck-
stral3e 8-14a mit Obstbaumen, Bischen, Kom-
posthaufen und Gartengeréate- oder Fahrradhit-
ten bebaut worden.

Der Anregung wird gefolgt. Nach weiteren
Abstimmungen, einer Ortsbegehung und
Rucksprache mit den Eigentimern und dem
Umweltamt wird die Festsetzung ,erhaltens-
werter Baum*“ ersatzlos gestrichen.

Den Anregungen wird gefolgt. Im Zusam-
menhang mit der Frage, wie die Belange der
Eigentimer an der HeckstraBe (u. a. Nut-
zungsrechte beziglich der Stellplatzanlage)
angemessen berucksichtigt werden kénnen,
fand am 29.01.2020 ein Erdrterungstermin
mit den betroffenen Grundstickseigenti-
mern an der Heckstral3e statt. Dieser Termin
diente dem Zweck, vor dem Hintergrund der
komplexen Eigentimer- und Besitzersitua-
tion die zukiinftige Nutzung dieser Flachen zu
klaren. Hierzu wurde seitens der Verwaltung
eine potenzielle Neuordnung der Stellplatze
vorgestellt und mit allen Anwesenden disku-
tiert. Der Erdrterungstermin hatte zum Ergeb-
nis, dass die Flachen im Bebauungsplan als
offentliche Verkehrsflache (westlicher Rand)
und als private Verkehrsflache der Zweckbe-
stimmung ,Stellplatzflache* (6stlicher Teil)
festgesetzt werden. Insofern wird weiterhin
die Mdglichkeit bestehen, die besagten Fla-
chen als Parkflache zu nutzen.

Eine Erhaltung der Busche im hinteren Be-
reich des Privatverkehr-Grundstiicks ist in
diesem Zusammenhang auch madglich, dies
soll jedoch den jeweiligen Eigentimern bzw.
Nutzungsberechtigen Uberlassen werden.
Eine Festsetzung der Biische als zu erhal-
tend ist nicht angedacht. Die Belange des Ar-
tenschutzes wurden im Rahmen der Planung
grundsétzlich dadurch bericksichtigt, dass
eine Artenschutzprifung fur das gesamte
Plangebiet durchgefuhrt wurde.

Der Gestaltungsplan wurde derart ange-
passt, dass er dem Ergebnis des Erorte-
rungstermins und somit dem Konsens der
Beteiligten hinsichtlich der zuklnftigen
Grundstiicksnutzung entspricht.
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e  Muss der Fahrradweg denn eigentlich ge-
nauso breit sein wie die Stra3e? Er ist da
jetzt auch mit 6m eingeplant (falls die In-
schrift 6,0 auf der Stral3e die Breite markie-
ren soll). Radwege sind doch in der Regel
schmaler — warum ist diese Breite notwen-
dig? Es wird dadurch von dem dort befindli-
chen Privatverkehr-Grundstiick mehr abge-
schnitten. Oder ist das als Zufahrt fur das
sonst abgeschnittene Haus rechts am Fahr-
radweg gedacht? — Dann misste aber noch
ein weiteres Stuck des Fahrradweges fur
Kfz gangbar geplant werden, damit der Ei-
gentumer des geplanten Hauses evtl.
rechts von einem Haus einen Parkplatz ha-
ben kann.

e Konnte seitens der Stadt denn ein Teil des
Grundsticks erworben werden, auf dem
vormals der schiitzenswerte, jetzt aber ab-
gestorbene Baum eingezeichnet ist, sodass
der Fahrradweg dann eher eine Rechts-
kurve als eine - wie jetzt vorgesehenen
Linkskurve - macht? Es kdnnten die be-
schriebenen Probleme dann vermieden
werden, und vermutlich muss die Stadt oh-
nehin fur die Radwegplanung einen Teil des
Grundstiicks erwerben? Da dort jetzt noch
kein Haus steht, kénnten die Gegebenhei-
ten dann vom Bautrager mit eingeplant wer-
den, und der Besitzer des neu zu bauenden
Hauses kdnnte den Radweg dann ggf. auch
mitnutzen.

e  Wie soll die Versicherung der den Rad- und
FuRBweg nutzenden Personen gewahrleistet
werden? Bislang findet in unserer Stral3e
kein Winterdienst statt.

Sorgen machen wir uns auch, weil es mit stei-
gendem Durchgangsverkehr auch noch mehr
Kriminalitat geben wird. Bisher ist bei uns in
puncto Diebstahl kaum etwas passiert - unsere
Fahrrader sind — soweit ich fir mein Haus spre-
chen kann — noch nie gestohlen worden. Das
konnte sich mit steigendem Fahrrad/Ful3génger-
Durchgangsverkehr und Erschlielung der
StralRe fur Gelegenheitsdurchfahrer andern. In
Bezug auf andere Gewaltformen passiert aller-
dings jetzt schon einiges, was dann vielleicht
noch zunimmt. Erst in diesem Jahr wurde in un-
serem Stral3enstlick ein Anwohner von als DHL-
Boten verkleideten Kriminellen unter Schusswarf-
fengebrauch Uberfallen. Vor meiner eigenen Ter-
rassentir stand vor einiger Zeit nachts 2 h ein
Exhibitionist, und in einer Nachbarwohnung gab
es einen Einbruchsversuch. Noch nie habe ich

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die im Nut-
zungsplan dargestellte Flache des Ful3- und
Radwegs (6 m) nicht nur den ausgebauten
FuR- und Radweg an sich (geplante Breite
ca. 3 m), sondern auch die Randstreifen um-
fasst. In Abhangigkeit von der konkreten Um-
setzung wird der Ful3- und Radweg also deut-
lich schmaler sein als der Regelquerschnitt
einer fur den Kfz-Verkehr vorgesehenen
StralRe. Das Flurstiick 1199 wird tber die vor-
derliegenden Grundstlicke an der Petristral3e
(1200 + 146) erschlossen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Der o. g.
Er6rterungstermin am 29.01.2020 hatte zum
Ergebnis, dass die Flachen im Bebauungs-
plan als 6ffentliche Verkehrsflache (westli-
cher Rand) und als private Verkehrsflache
der Zweckbestimmung ,Stellplatzflache* (6st-
licher Teil) festgesetzt werden. Damit kénnen
die beschriebenen Probleme sachgerecht
gelést werden. Ein Erwerb des genannten
Grundstlcksteils seitens der Stadt ist nicht
erforderlich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Fur die geplanten o6ffentlichen Verkehrsfla-
chen im Bereich der nérdlichen Heckstral3e
und den FuR3- und Radweg liegt die Verkehrs-
sicherungspflicht bei der Stadt Bielefeld.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men, die Bedenken aber nicht geteilt. Mit ei-
ner erheblichen Steigerung der Kriminalitats-
rate in der ndheren Umgebung aufgrund des
FuRR- und Radwegs ist nicht zu rechnen. Es
wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen
der erhdhten soziale Kontrolle durch Durch-
gangsverkehr und verlangerte Sichtachsen
(im Gegensatz zu einer schlecht einsehbaren
Sackgasse) eher von einer erhéhten Sicher-
heit auszugehen ist.
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g9)

h)

so viele Polizeieinséatze in unserer Stralle gese-
hen wie in diesem Jahr. Apfelbdume und andere
Obstanpflanzungen, die wir ja auf dem im stadti-
schen Eigentum befindlichen Gelande nicht ein-
gezaunt haben, werden auch bisher schon regel-
mafig von Kindern oder ,weinblattsuchenden
ehemaligen Osmaninnen* geplindert.

Zu guter Letzt noch die Bitte: Kénnten wir die bis-
lang von uns bewirtschafteten Grundstiicke nicht
auch kauflich erwerben? Ich glaube alle Eigen-
timer hatten daran Interesse (falls jemand kein
Interesse hatte und es der Stadt darauf ankame,
alle Grundstiicke im Stlick zu verkaufen, wirde
ich auch selbst die fehlenden Bruchstiicke er-
werben).

Einwender 6,
Schreiben vom 19.10.2019

Im Nachgang zu meiner gestrigen Mail noch fol-
gende Anmerkungen zu dem Gestaltungsplan:

1) Wie schon gestern angemerkt, sind die Park-
platze nicht wie auf diesem angehangten Plan
vermerkt an der Grundsticksgrenze zur BGW
aufgereiht, sondern weiter vorgezogen und sie
ziehen in ihrer Anordnung den gebogenen Ver-
kauf der Privatstrale Heckstr. 8-14a mit. Abge-
sehen von den bereits getéatigten Investitions-
kosten fur die Erstellung der Parkmdoglichkeiten,
wurde ich es auch begrif3en, wenn das so bleibt,
da der kleine Griungurtel dahinter das Wohner-
lebnis in der StralRe doch sehr positiv beeinflusst
und ein Stick Natur ist — jeder Anwohner kann
den kleinen Grinstreifen individuell nutzen und
man blickt dann nicht nur auf die Hausfassaden
der mehrstockigen Nachbarhauser.

2) Leider wurden unsere eigenen Hauser so ge-
plant, dass wir in unserem Hintergarten keinen
Weg haben, tber den wir Grinschnitt abtrans-
portieren kdnnten. Aktuell ist dies teilweise ledig-
lich durch den Garten des Mehrfamilienhauses
Heckstr. 16 mdaglich (mit entsprechendem Ein-
verstéandnis). Offizielle Wegerechte zur Erleich-
terung des Transports von Griinschnitt existieren
nicht. Aus diesem Grund wird angeregt, ein We-
gerecht in irgendeiner Form fur die Hauser 2032
bis 2035 einzurichten. Ergibt sich eine solche
Mdglichkeit, wenn das noch nicht gebaute Haus
2170 vom Hakenort aus erschlossen wird? Fur

Grundstiicksgeschafte sind grundsatzlich
nicht Gegenstand der verbindlichen Bauleit-
planung. Im vorliegenden Fall wird aber auf
den Erdrterungstermin am 29.01.2020 mit
dem Bauamt, dem Immobilienservicebetrieb
und dem Amt fir Verkehr verwiesen, in dem
dieser Sachverhalt mit den betroffenen Anlie-
gern entsprechend geklart werden konnte.
Der im Bebauungsplan als private Verkehrs-
flache festgesetzte Bereich an der nérdlichen
Heckstral3e kann von den Anliegern abschlie-
Rend erworben werden.

Der Anregung wird gefolgt.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Der o. g. Erérterungstermin am 29.01.
2020 hatte zum Ergebnis, dass die Flachen
im Bebauungsplan als 6ffentliche Verkehrs-
flache (westlicher Rand) und als private Ver-
kehrsflache (6stlicher Teil) festgesetzt wer-
den. In diesem Zusammenhang kann auch
zukinftig jeder Anwohner mit entsprechen-
der Nutzungsberechtigung den kleinen Griin-
streifen individuell gestalten.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass eine solche Verbes-
serung des Grunschnitt-Transportes grund-
satzlich durch die Ausbildung von sogenann-
ten ,Mistwegen” herbeigefiihrt werden kann.
Dies ist jedoch nicht Bestandteil der verbind-
lichen Bauleitplanung, sondern kann im Rah-
men von privatrechtlichen Regelungen um-
gesetzt werden.
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2032 ist es nicht ganz so dringend, weil das Rei-
henendhaus den Grinschnitt Uber den Seiten-
streifen abtransportieren kann, aber fir die an-
deren schon eher. Oder vielleicht wiirde es dann
sogar fiir 1986 bis 1989 funktionieren, wenn alle
ein kleines Stick vom hintersten Teil ihres Hin-
tergartens als Weg umgestalten bzw. zumindest
diese Option erhielten, falls sie sich einigen kon-
nen?

Stand: Satzung; Juli 2020
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b)

Einwender 7,
Schreiben vom 20.10.2019

zum Bebauungsplan

Die 2 Parkplatze sowie der Grinstreifen vis-a-vis
des Reihenhauses HeckstralRe 8 sollen erhalten
bleiben. Es hat sich dort ein Kleinod fir Igel, In-
sekten und Vogel entwickelt.

Ich verstehe auch nicht, warum jetzt — nach mehr
als 20 Jahren — ein FuR3- und Radweg angelegt
werden soll, da es schon in ein paar Metern Ent-
fernung eine Verbindungsstral3e (Liebig/Flur-
straBe) zur Petristral3e gibt. Die neuen Bau-
grundstiicke missen doch von der Petristral3e
erschlossen werden. Aulerdem war in meinem
Bebauungsplan keine Bebauung neben meinem
Grundstiick vorgesehen.

Der Anregung wird teilweise gefolgt. Im Zu-
sammenhang mit der Frage, wie die Belange
der Eigentimer an der Heckstral3e (u. a. Nut-
zungsrechte beziglich der Stellplatzanlage)
angemessen berucksichtigt werden kénnen,
fand am 29.01.2020 ein Erdrterungstermin
mit den betroffenen Grundstiickseigenti-
mern an der Heckstral3e statt. Dieser Termin
diente dem Zweck, vor dem Hintergrund der
komplexen Eigentimer- und Besitzersitua-
tion die zukiinftige Nutzung dieser Flachen zu
klaren. Hierzu wurde seitens der Verwaltung
eine potenzielle Neuordnung der Stellplatze
vorgestellt und mit allen Anwesenden disku-
tiert. Der Erdrterungstermin hatte zum Ergeb-
nis, dass die Flachen im Bebauungsplan als
offentliche Verkehrsflache (westlicher Rand)
und als private Verkehrsflache (dstlicher Teil)
festgesetzt werden. Die private Verkehrsfla-
che kann von den Anliegern abschiel3end er-
worben werden. Insofern wird weiterhin die
Mdglichkeit bestehen, die besagten Flachen
als Parkflache zu nutzen. Eine Erhaltung des
Grunstreifens im hinteren Bereich des Privat-
verkehr-Grundstuicks ist in diesem Zusam-
menhang auch maglich, dies soll jedoch den
jeweiligen Eigentimern bzw. Nutzungsbe-
rechtigen Uberlassen werden. Eine Festset-
zung des Grinstreifens als zu erhaltend ist
nicht angedacht. Die Belange des Arten-
schutzes wurden im Rahmen der Planung
grundsétzlich dadurch bericksichtigt, dass
eine Artenschutzprifung fur das gesamte
Plangebiet durchgefuhrt wurde.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass der geplante Ful3-
und Radweg auf einer Forderung des Amtes
fir Verkehr griindet, eine ,Stadt der kurzen
Wege" zu etablieren und die Erreichbarkeit
sowie Vernetzung des Quartiers zu verbes-
sern. Aus diesem Blickwinkel heraus ist der
geplante FuR- und Radweg stadtebaulich
zwingend erforderlich. Die ErschlieBung der
angrenzenden Flurstiicke wird unabhangig
davon gewahrleistet.

In dem seit 1960 rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplan Nr. 111/3/23.01 ist nordwestlich an-
grenzend an das Gebaude Heckstralle 8,
straBenbegleitend zu der damals geplanten
Verlangerung zur Heckstral3e, eine Uiberbau-
bare Flache festgesetzt. Entsprechend der
geplanten, angemessenen Nachverdichtung
in diesem Bereich soll die Uberbaubare Fla-
che beibehalten werden.
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Einwender 9,
Schreiben vom 21.10.2019

zum Bebauungsplan

Der geplante Fahrrad- und FuBweg zerstort ein
groBes Riuckzugsgebiet fur Vogel, von denen
sich sehr viele in der Gegend befinden. Dartiber
hinaus verflgt der Streifen Uber viele verschie-
dene Blumen und Bliten, Uber die sich die
Schmetterlinge und Bienen freuen. Bielefeld hat
den Klimanotstand ausgerufen. Das Artenster-
ben ist ein ernstzunehmendes Problem und das
Leben in der Stadt ohne Végel und Bienen nicht
sehr lebenswert. FuRganger und Fahrradfahrer
kdnnen ohne Probleme die Flurstral3e benutzen.
Ohnehin sind hier kaum FuRgéanger und Radfah-
rer zu sehen, die Wegeverbindung wirde man-
gels Ziel keinem Zweck dienen.

Ich bitte instandig von dem Vorhaben abzuse-
hen, da nicht nur der schéne Grinstreifen weg-
fallen wiirde, sondern auch das Grundstiick des
Nachbarn, welches der Natur Giberlassen wird. In
diesem Zusammenhang waren auch Igel und
Eichhérnchen betroffen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass der geplante Ful3-
und Radweg auf einer Forderung des Amtes
fur Verkehr griindet, eine ,Stadt der kurzen
Wege" zu etablieren und die Erreichbarkeit
sowie Vernetzung des Quartiers zu verbes-
sern. Aus diesem Blickwinkel heraus ist der
geplante FuRR- und Radweg stéadtebaulich
zwingend erforderlich. An einer entsprechen-
den Festsetzung wird festgehalten. Bezig-
lich der Bedenken gegen den Ful3- und Rad-
weg aus Grinden des Artenschutzes wird auf
Folgendes hingewiesen:

Im laufenden Verfahren wurde ein arten-
schutzrechtlicher Fachbetrag (Mestermann:
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Neu-
aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
[11/3/102.00. Warstein-Hirschberg, Mai 2019.)
erarbeitet, um die Belange des Artenschut-
zes angemessen zu bericksichtigen. Das
entsprechende Gutachten hatte zum Ergeb-
nis, dass die Neuaufstellung des Bebauungs-
planes unter der Beachtung spezifischer Ver-
meidungsmalinahmen keine planungsrele-
vanten Tierarten beeintrachtigt. Die Vermei-
dungsmaflinahmen wurden als Festsetzung
in den Entwurf des Bebauungsplanes aufge-
nommen.

Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass
die im Nutzungsplan dargestellte Flache des
FuRR- und Radwegs (6 m) nicht nur den aus-
gebauten Weg (geplante Breite ca. 3 m), son-
dern auch die Randstreifen umfasst. In Ab-
hangigkeit von der konkreten Umsetzung
werden also durchaus Grinstreifen als Ruck-
zugsraume fur Vogel, Schmetterlinge, Bie-
nen, Igel etc. verbleiben.
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Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung
der Behdrden u. Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 (2) BauGB

zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. [11/3/102.00 und zur

251. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Bielefeld

Im Rahmen der Beteiligung der Behtrden sowie der sonstigen Trager offentlicher Belange (im
Sep. 2019/0kt. 2019) sind zu den Zielen und Zwecken der Planung Aul3erungen vorgebracht
worden.

Im Folgenden werden die vorgebrachten AuRerungen mit der jeweiligen Stellungnahme der
Verwaltung dargestellt.

Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen:

zum Bebauungs-
plan und zur
FNP-Anderung

Nr. 6 sind gemaf der Anlage 1 zu an-
dern. Weitere Anregungen bestehen
seitens der unteren Naturschutzbe-
horde nicht.

Anlage 1 der Stellungnahme des Um-
weltamtes:

Vermeidungsmaflnahmen fiir den Gir-
litz (planungsrelevant) und fiir haufige
und verbreitete Vogelarten

¢ Rodungs- und Raumungsmalnah-
men von Vegetationsflachen sind
nur zwischen dem 1. Oktober und
dem 28. Februar durchzufuhren. Im
Falle nicht vermeidbarer Flachenbe-
anspruchungen auflerhalb dieses
Zeitraums ist durch eine 6kologische
Baubegleitung sicherzustellen, dass
eine Entfernung von Vegetationsbe-
stéanden, insbesondere von Gehdlz-
bestanden, nur durchgefuhrt wird,
wenn die betroffenen Gehélze und
Freiflachen frei von einer Quar-
tiernutzung sind.

e Die Aktivitaten der BaumaRnahmen
(Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten,
Materiallagerung etc.) sollen auf die
vorhandenen befestigten Flachen o-
der zuklnftig Uberbaute Bereiche
beschrankt werden. Damit kann si-
chergestellt werden, dass zu erhal-
tende Geholzbestande und Vegeta-
tionsbestande der nadheren Umge-
bung vor Beeintrdchtigung ge-
schiitzt sind und auch weiterhin eine

Lfd. |Einwender Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) | Stellungnahme
NI Datum (in inhaltlicher Zusammenfassung) der Verwaltung
1.4 Umweltamt - Das Umweltamt nimmt zur vorliegen-
Untere Natur- den Planung wie folgt Stellung:
schutzbehorde
07.11.2019 Die textlichen Festsetzungen unter |Der Anregung wird gefolgt. Die

textlichen Festsetzungen unter
Nr. 6 werden entsprechend An-
lage 1 der Stellungnahme des
Umweltamtes redaktionell ange-
passt.

Stand: Satzung; Juli 2020




A2 -20

Lfd.
Nr.

Einwender
Datum

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

Funktion als Lebensraum uberneh-
men koénnen.

VermeidungsmaflRnahmen fiir Fleder-
mause

e Abriss von Gebauden auf3erhalb der
Fortpflanzungszeit und der Uberwin-
terungszeit im Zeitraum von Sep-
tember bis Oktober:

Sollte bei dem Abriss festgestellt
werden, dass Flederméuse das Ge-
baude in diesem Zeitraum als Ta-
gesquartier nutzen, sind die Abriss-
arbeiten sofort einzustellen. Fur das
weitere Vorgehen ist ein Gutachter
einzuschalten, der in Abstimmung
mit der unteren Naturschutzbehorde
die notwendigen MaflRnahmen fest-
legt, die zu einem Verlassen des Ge-
béaudes durch die Flederméause fih-
ren. Die Abrissarbeiten durfen erst
wieder nach Freigabe durch den
Gutachter in Rucksprache mit der
Naturschutzbehtérde aufgenommen
werden.

e Ein Abriss von Gebauden im Zeit-
raum von November bis August darf
nur erfolgen, wenn vorher ein Sach-
versténdiger bei einer Uberprifung
des jeweiligen Gebaudes festge-
stellt und schriftlich attestiert hat,
dass das Gebéaude nicht von Végeln
oder Fledermausen als Fortpflan-
zungsstatte oder von Fledermausen
als Winterquartier genutzt wird.

2.7

Bezirksregie-
rung Detmold —

Dezernat 33 B
15.10.2019

zum Bebauungs-
plan und zur
FNP-Anderung

Die vorliegenden Unterlagen wurden im
Hinblick auf die Bereiche Immissions-
schutz (nur Achtungsabstande nach
KAS-18), kommunales Abwasser sowie
Agrarstruktur und allgemeine Landes-
kultur gepruft. Bedenken oder Anregun-
gen werden nicht vorgebracht.

Wird zur Kenntnis genommen.

2.11

Unitymedia
NRW GmbH

15.10.2019

zum Bebauungs-
plan und zur
FNP-Anderung

Die Stellungnahme vom 08.01.2019 gilt
unverandert weiter.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Die Stellungnahme
vom 08.01.2019 wurde bereits
Rahmen des Planverfahrens be-

ricksichtigt.
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Lfd.
Nr.

Einwender
Datum

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

Stellungnahme vom 08.01.2019:

Stellungnahme zur B-Plan-Neuaufstel-
lung:

Im Planbereich liegen keine Versor-
gungsanlagen der Unitymedia NRW
GmbH. Die Unitymedia NRW GmbH ist
grundsatzlich daran interessiert, ihr
glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neu-
baugebieten zu erweitern und damit ei-
nen Beitrag zur Sicherung der Breiband-
versorgung fur ihre Birger zu leisten.
Die Anfrage wurde an die zustandige
Fachabteilung weitergeleitet, die sich zu
gegebener Zeit in Verbindung setzen
wird. Es wird darum gebeten, die Unity-
media weiter am Bebauungsplanverfah-
ren zu beteiligen.

Stellungnahme zur 251. Anderung des
Flachennutzungsplanes:

Gegen die 0. a. Planung haben wir keine
Einwande.

Abwagung der Stellungnahme:

Der Anregung wird gefolgt und die
Unitymedia NRW GmbH weiter
am Verfahren beteiligt.

Keine Abwégung erforderlich.

212

Stadtwerke
Bielefeld GmbH,

Netzinformation
und Geodaten

18.10.2019

zum Bebauungs-
plan und zur
FNP-Anderung

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH vertritt
im Rahmen von Bauleitplanungen in
Bielefeld die Belange der Betreiber der
Sparten Elektrizitdt, Fernwéarme, Gas,
Wasser und Telekommunikation. Dabei
handelt die Stadtwerke Bielefeld GmbH
im eigenen Namen beziglich der Spar-
ten Fernwarme und Wasser sowie ge-
maflR TKG bezlglich der Sparte Tele-
kommunikation (Breitband). Beziglich
der Sparte Telekommunikation (Breit-
band, LWL und Tk-Cu) handelt sie ge-
maf TKG im Namen und Auftrag der Bi-
Tel Gesellschaft fur Telekommunikation
mbH, bezlglich der Sparten Elektrizitat
und Gas handelt sie im Namen und Auf-
trag der SWB Netz GmbH und beziglich
der StraRenbeleuchtung im Namen und
Auftrag der Stadt Bielefeld. Diese Be-
lange werden von den beabsichtigten
Darstellungen/Festsetzungen der anste-
henden Bauleitplanungen berihrt. Wir
haben jedoch keine Bedenken und An-
regungen vorzubringen, da unsere Be-
lange durch die hierzu getroffenen Dar-
stellungen/Festsetzungen in  ausrei-
chendem Male bericksichtigt worden
sind.

Wird zur Kenntnis genommen.
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zum Bebauungs-
plan und zur
FNP-Anderung

GmbH/ Purena GmbH/ WEVG GmbH &
Co KG.

Es ist zu beachten, dass die Markierung
dem Auskunftsbereich entspricht und
dieser einzuhalten ist.

Achtung: Im o.g. Auskunftsbereich kdn-
nen Versorgungsanlagen liegen, die
nicht in der Rechtstragerschaft der oben
aufgefiihrten Unternehmen liegen.

Lfd. |Einwender Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) | Stellungnahme
NI Datum (in inhaltlicher Zusammenfassung) der Verwaltung
2.13 |moBiel GmbH moBiel begrii3t, dass die Anmerkungen | Wird zur Kenntnis genommen.
der Stellungnahme vom 19. Dezember
22.10.2019 2018 beriicksichtigt wurden.
zum Bebauungs- | Da an der PetristraRe 2 — 6 am nérdli-
plan und zur chen Plangebiet keine Ein- und Ausfahr-
FNP-Anderung ten eingerichtet werden, kann dort die
Bushaltestelle Zur Alten Gartnerei barri-
erefrei mit Buskapsteinen ausgebaut
werden.
2.16 |PLEdoc GmbH |Von der PLEdoc GmbH verwaltete Ver- | Die Hinweise werden zur Kennt-
sorgungsanlagen sind von der geplan- | nis genommen.
11.09.2019 ten MaRnahme nicht betroffen.
zum Bebauungs- | Achtung: Eine Ausdehnung oder Erwei-
plan und zur terung des Projektbereichs bedarf im-
FNP-Anderung | mer einer erneuten Abstimmung mit uns.
2.17 | GASCADE Gas- | Nach Prifung des Vorhabens im Hin- | Die Hinweise werden zur Kennt-
transport GmbH | blick auf eine Beeintrachtigung unserer | nis genommen. Die anderen zu-
Anlagen teilen wir lhnen mit, dass un- | stdndigen Unternehmen wurden
18.09.2019 o . )
sere Anlagen zum gegenwaértigen Zeit- | ebenfalls zur Abgabe einer Stel-
zum Bebauungs- | punkt nicht betroffen sind. Dies schlief3t | lungnahme aufgefordert.
plan und zur die Anlagen der Betreiber WINGAS
FNP-Anderung GmbH, NEL Gastransport GmbH sowie
OPAL Gastransport GmbH & Co. KG.
mit ein.
Wir mochten Sie darauf hinweisen, dass
sich Kabel und Leitungen anderer Be-
treiber in diesem Gebiet befinden kdn-
nen. Diese Betreiber sind gesondert von
Ihnen zur Ermittlung der genauen Lage
der Anlagen und eventuellen Auflagen
anzufragen.
2.20 |Avacon AG Im Anfragebereich befinden sich keine | Die Hinweise werden zur Kennt-
19.09.2019 Versorgungsanlagen von Avacon Netz | nis genommen. Die anderen zu-

stéandigen Unternehmen wurden
ebenfalls zur Abgabe einer Stel-
lungnahme aufgefordert.

Von den folgenden Behérden und Tragern offentlicher Belange wurden keine Stellungnahmen
abgegeben (Nr. gemanR Beteiligungsliste — TOB):

1.4
1.16
2.1a
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3. Anderungsvorschlage der Verwaltung
zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 111/3/102.00 und zur
251. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Bielefeld

Aufgrund der vorliegenden Anregungen und Hinweise aus den Beteiligungsschritten geman
88 3 (2) und 4 (2) BauGB sowie der Amterabstimmung ergeben sich gegentiber dem o.g.
Bebauungsplan-Entwurf im Wesentlichen die unten aufgefiihrten Anderungen bzw. Ergan-
zungen.

Ubersicht der Erganzungen und Anderungen der Planunterlagen zum Entwurf des Be-
bauungsplanes Nr. III/_:_<}/102.00 nach der Offenlage, fir die eine eingeschrankte Beteili-
gung der betroffenen Offentlichkeit gem. 8 4a Abs.3 Satz 4 BauGB durchgefiihrt wurde:

= Nutzungsplan
— Anderung der privaten Verkehrsfliche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht GFL2 in 6f-
fentliche StraRenverkehrsflache
- Wegfall der Erhaltungsfestsetzung fir einen Baum

= Textliche Festsetzungen
- Wegfall der Festsetzung zum GFL 2
- Aufnahme einer Festsetzung zur Dachbegriinung von Carports

= Gestaltungsplan
— Anderung der Darstellung der Stellplatzflache am Siidostrand
— Wegfall eines Bestandsbaums

= Begrindung
— Modifizierung betr. Durchwegung und Stellplatzanlage am Sidostrand

Bei den anderen Anderungen und Erganzungen gegeniiber dem o0.g. Bebauungsplan-Entwurf
handelt sich lediglich um geringfuigige Erganzungen und Konkretisierungen. Die Anderungen
und Erganzungen dienen der Klarstellung; sie betreffen nicht die Grundziige der Planung.

Im Einzelnen:

Ubersicht der redaktionellen Erganzungen und Anderungen der Planunterlagen zum
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 111/3/102.00 nach der Offenlage:

= Nutzungsplan
- -

= Textliche Festsetzungen
- redaktionelle Erganzung betr. Vollgeschosszahl
- redaktionelle Anderung artenschutzrechtlicher Vermeidungsmafnahmen
- Aktualisierung / Ergdnzung unter ,Sonstige Darstellungen und Hinweise zum Planin-
halt* bezluglich Kampfmittelbeseitigungsmalnahmen
- Aktualisierung der Rechtsgrundlagen
sowie redaktionelle Anpassungen

= Begrindung
- Aktualisierungen zu Larmbelastung, Stadtklima und Schulplatz- / Kitaversorgung
- Konkretisierungen / Ergdnzungen zu Entwasserung und Loschwasserversorgung
- Anpassung der Flachenbilanz
- Erganzungen zum Verfahrensablauf
sowie erganzende Begriindungen zu den o. a. Anderungen der Planzeichnung und der
textlichen Festsetzungen
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= Umweltbericht
- Aktualisierungen beziglich Festsetzungen des Bebauungsplans
- Aktualisierung zu Larmbelastung, Entwasserung und Stadtklima
sowie redaktionelle Anpassungen

Erganzungen und Anderungen der Planunterlagen zur 251. Anderung des Flachennut-
zungsplanes:
Aufgrund der vorliegenden Anregungen und Hinweise aus den Beteiligungsschritten geman

88 3 (2) und 4 (2) BauGB sowie der Amterabstimmungﬂergeben sich gegenuber dem Entwurf
der 251. Anderung des Flachennutzungsplanes keine Anderungen.

Anlage:
Protokoll zu dem Erdrterungstermin am 29.01.2020 zur abschlieBenden Klarung der Eigen-
tums- und fur den Stellplatzbereich in der nordlichen Heckstralie.

Stand: Satzung; Juli 2020



Anlage

Sitzungsprotokoll Erorterungstermin vom 29.01.2020

Thema: Neuaufstellung Bebauungsplan-Entwurf Nr. 111/3/102.00
Wohnen Petristra3e/Hakenort

Anwesende: Johannes-Christian Plein, Bauamt 600, Projektleitung
Frank Gehring, Amt fiir Verkehr 660, Beteiligung
Sebastian Klof3, Immobilienservicebetrieb ISB, Beteiligung

Anwohner des betroffenen Gebietes (s. separate Liste)

Sitzungsort: Bielefeld, August-Bebel-StraiBe 92 (groBer Sitzungssaal)
Sitzungsdatum: 19. Januar 2020, Beginn: 16.30 Uhr

Protokollfiihrer: Frank Gehring Vorsitz: Johannes-Christian Plein
Tagesordnung :

1. BegriBung

2. Anwesenheitshinweis

3. Darstellung und Erlduterung des neuen B-Plan Entwurfes

4, Diskussion

b Beantwortung und Stellungnahme zu Einzelfragen

6. Erlauterungen zum weiteren Vorgehen

it Abstimmung

Thema

1. BegriiBung
Herr Plein erdffnet gegen ca. 16.40 Uhr den Erérterungstermin
2. Anwesenheitshinweis / Eingeschrinkte Offentlichkeitsbeteiligung

Herr Plein informiert zunachst noch einmal dariber, dass alle Beteiligten
schriftlich eingeladen wurden und bis auf wenige Ausnahmen bereits alle
anwesend seien. Die fehlenden Teilnehmer/innen werden vorangemeldet
spater eintreffen bzw. ansonsten schriftlich (iber die Ergebnisse mit der
Maoglichkeit der RiickauBerung informiert.

Herr Plein weist darauf hin, dass mit dem heutigen Erdrterungstermin die
eingeschrankte Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit im Sinne des § 4a
Abs.3 Satz 4 Baugesetzbuch durchgefiihrt wird bzw. bei den nicht
Anwesenden die Beteiligung schriftlich erfolgt.

3. Darstellung und Erlduterung des neuen B-Plan Entwurfes

An Hand einer Prasentation wird die Neuaufstellung des B-Planes den
Anwesenden visuell erlautert. Die Klarung der verkehrlichen Situation im
Bereich der ndrdlichen HeckstraBe ist Bestandsteil der Neuaufstellung. Die
bisher festgesetzte Anbindung der Heckstra3e zur PetristraBe entfallt, so dass
sich fir den Bereich folgende Anderungen ergeben werden:



1. Anderung/Eingrenzung der Fahrbahn als &ffentliche und private
Verkehrsflache vor den Hausern Nr.8-14a

2. Zukinftige Zustandigkeit fir diese Flache / Besitzverhéltnis
3. Bereitstellung von privatem Parkraum

4. Anlage und Absicherung eines Geh/Radweges als Verbindung zur
PetristraBe

Nachdem Herr Plein die planungsrechtlichen Grundsatze und die Griinde fir
die jetzt entstandene Neuplanung erlautert hat, wird die Diskussion er&ffnet.

4. Diskussion

Allen Anliegern ist bekannt, dass die derzeitige Nutzung, Pflege und
Instandhaltung vertraglich den angrenzenden Eigentlimern obliegt.
Grundsatzlich sehen die verschiedenen Wortmeldungen die Verdnderungen
des Besitzverhaltnissen bzgl. der Fahrbahn, also die zukiinftige Zustandigkeit
der Stadt (AfV) unter Aufgabe der derzeitigen Vertragslage, unkritisch. Wegen
der verbleibenden Restflache der Parzelle, derzeit bereits teils als Parkplatz,
teils als Abstellflache genutzt, gibt es spezielle Fragen. Herr Gehring stellt
zunachst die Uberlegungen bzgl. zukiinftiger Eigentumsverhaltnisse dar, also
die Zuordnung, wenn gewiinscht, von jeweils zwei Stellpldtzen méglichst vor
den entsprechenden Wohngebauden. Er weist darauf hin, dass auch fir das
mdgliche Bauvorhaben Hs. Nr. 6, sowie das vorhandene Mehrfamilienhaus Hs.
Nr. 16 Stellmdglichkeiten zur Verfiigung stehen. Die notwendige
Teilungsvermessung dieser dann einzeln verauBBerbaren Flurstiicke Gbernimmt
die Stadt (AfV) . Verschiedene Anwohner fragen die Méglichkeit der Errichtung
von Carports und angebauten Unterstellmdglichkeiten flir Fahrrader und
ahnliches ab. Hierzu wird von Seiten des Bauamtes erlautert, dass dies
grundsétzlich unter der Beachtung von notwendigen Grenzabstéanden und der
Freihaltung von Sichtmdglichkeiten beim ein- und ausparken maglich ist.
Aufgrund der hiermit eingehenden notwendigen Riicknahme des teilweise
bestehenden Pflanzstreifens an der dstlichen Seite der heute bestehenden
Stellplatzflache wurde die Mdglichkeit eines Ausgleiches diskutiert. Zur
Kompensation soll eine extensive Begriinung der Dacher der Carports und
ihrer Anbauten festgesetzt werden.

5. Beantwortung / Stellungnahme zu Einzelfragen

Im weiteren Verlauf sind noch weiter Details das Thema der Diskussion, wie
derzeit nicht vorhandene Beschilderung fur Radfahrer, die Zusténdigkeit flr die
Heckenanlage im Einfahrtsbereich dieses Teilstlickes der Heckstral3e,
Beleuchtungssituation und natirlich die Instandhaltung der gepflasterten
Flache. Diese Einzelfragen werden zum Zeitpunkt der Umsetzung des dann
rechtskraftigen B-Planes aus StraBenbau Sicht durch Kontaktaufnahme mit den
Anwohnern wieder aufgegriffen, da bei Anlage des neuen Geh/Radweges
entsprechend agiert und korrigiert werden kann.

6. Erlauterungen zum weiteren Vorgehen

Herr KloB stellt den méglichen Ablauf der vertraglichen Angelegenheiten bzgl.
Ankauf der Flachen dar. Er weist auch noch einmal darauf hin, dass dann der
bestehende Vertrag zwischen Anwohnern und der Stadt, entstanden durch den
damaligen Kauf der einzelnen Hauser, aufgeldst wird.



Herr Gehring sagt entsprechende Kontaktaufnahme mit den Anliegern zu
gegebener Zeit, also nach Inkrafttreten des rechtskraftigen B-Planes und vor
Beginn etwaiger Straftienbaumaflnahmen fiir die neue Wegeverbindung zu.
Herr Plein zeigt kurz den weiteren, auch mdéglichen zeitlichen Verlauf des
Verfahrens auf.

7. Abstimmung

Herr Plein bittet um Abstimmung (offene Handzeichengebung wurde
vereinbart) wie sich die anwesenden 20 Teilnehmer/innen zu der Umsetzung in
der heute dargestellten und besprochenen Form positionieren.

Ergebnis : 18 Ja Stimmen und 2 Enthaltungen

Ende der Sitzung, 19.Januar 2020, ca.19:00 Uhr

Bielefeld, 20.Januar 2020

Protokollfiihrer: Frank Gehring Vorsitz: Johannes-Christian Plein
Anlagen:
Nutzungsplan- Ausschnitt Entwurf Nutzungsplan- Ausschnitt (geplante)
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	Anlage
	Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen:
	Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden keine Stellungnahmen abgegeben (Nr. gemäß Beteiligungsliste – TÖB):
	1.4 Untere Wasserbehörde
	1.16  Untere Denkmalbehörde
	2.1a Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion K/KK 34 KP/O
	2.10 Deutsche Telekom Technik GmbH

